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4 0 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
3. Juli 1990 betreffend den Geltungsbereich des
Europäischen Abkommens über die Regelung
des Personenverkehrs zwischen den Mitglied-

staaten des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Türkei das Europäische Abkommen

über die Regelung des Personenverkehrs zwischen
den Mitgliedstaaten des Europarates (BGBl.
Nr. 175/1958, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 340/1990) gemäß Art. 7 des
Abkommens im Verhältnis zu Österreich mit
Wirksamkeit vom 18. April 1990 ausgesetzt.

Vranitzky

405.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELSASSOZIATION

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DIE AUSLE-
GUNG DER ARTIKEL 10, 13, 14 UND 16

DER KONVENTION *)

(angenommen durch die Minister anläßlich der
Ministerratstagung in Kristiansand am 13. und

14. Juni 1989)

Die Minister haben dem Bedürfnis nach einer
Neuinterpretation einiger Bestimmungen des Ab-
kommens, welche sich auf Fische und andere
Meeresfrüchte beziehen, Rechnung getragen und

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 100/1960
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haben die nachstehende Auslegung der Artikel 10,
13, 14 und 16 des Abkommens nach einem
Vorschlag der Arbeitsgruppe zur Liberalisierung des
Fischhandels übereinstimmend vereinbart.

Artikel 10

Es besteht Einvernehmen darüber, daß Mitglied-
staaten ab 1. Juli 1992 Fische und andere Meeres-
früchte, welche von Fischerbooten anderer Mit-
gliedstaaten eingebracht werden, im Hinblick auf
alle Bestimmungen und Erfordernisse, die mit ihrem
Verkauf und ihrem Vertrieb verbunden sind, nicht
nachteiliger behandeln als gleiche Waren, die von
ihren eigenen Booten eingebracht werden; weiters,
daß ein Mitgliedstaat das Einbringen von Fischen
ablehnen kann, welche von Fischbeständen von
gemeinschaftlichem Interesse stammen und die
keiner Anteilsregulierung oder entsprechenden
nationalen Bestimmungen unterliegen.

Artikel 13

Wenn hierin nichts anderes erwähnt, fallen
Beihilfemaßnahmen für den Fischereisektor unter
die Bedingungen des Art. 13 der Konvention und
dessen vereinbarte Auslegung (EFTA/C.SR 21/88
und EFTA/CTE 12/88). Es besteht Einvernehmen
darüber, daß Punkt 21 des „Record of Understand-
ings" nicht mehr anwendbar ist.

Es wird in Erinnerung gerufen, daß der Zweck
der Regelungen staatlicher Beihilfen der ist,
sicherzustellen, daß staatliche Beihilfen keine
Wettbewerbsverzerrungen verursachen. Es wird
diesbezüglich bemerkt, daß solche Verzerrungen in
Handel und Wettbewerb ansonsten zu unerwünsch-
ten Strukturveränderungen des betreffenden Sek-
tors führen können.

a) Nachstehende Beihilfen auf dem Fischereisek-
tor werden in der Regel als nicht im
Einvernehmen mit der Konvention betrachtet:
— Allgemeine Beihilfemaßnahmen, die die

gesamte Branche betreffen und die nicht
ausschließlich Strukturverbesserungen in
Übereinstimmung mit den Bestimmungen
des Absatzes (d) (ii) der vereinbarten
Auslegung gewidmet sind.

— Steuerbegünstigungen, welche nicht direkt
Kostennachteile in Verbindung mit den
besonderen Bedingungen im Fischereisek-
tor ausgleichen sollen.

— Soziale Maßnahmen, wenn deren Subven-
tionsanteile über das hinausgehen, was
normalerweise in anderen Branchen üblich
ist, wobei die besonderen Bedingungen des
Fischereisektors berücksichtigt werden
müssen.

b) Die nachstehenden Beihilfemaßnahmen wer-
den üblicherweise als in Übereinstimmung mit
den Bestimmungen von Art. 13 der Konven-
tion betrachtet:
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— Beihilfemaßnahmen in Form von nied-
rigstmöglichen Inlands-Erstabnehmerprei-
sen für Fische und des Aufkaufens des
Angebotsüberschusses, welche deshalb an-
gewendet werden, um ernsthafte Markt-
störungen auszugleichen.

— Regionale Beihilfemaßnahmen in dem
Ausmaß, welches zur Stützung des Fische-
reisektors in jenen Regionen nötig ist, die
in einem überdurchschnittlichen Grad von
diesem abhängig sind und wo das durch
den Fischfang erzielte Einkommen unter
dem nationalen Durchschnitt auf dem
Fischereisektor liegt. Solche regionalen
Maßnahmen sollen sich darauf beschrän-
ken, den Kostennachteil in bezug auf
andere Fischereigebiete auszugleichen.
Mitgliedstaaten, die solche Maßnahmen
einführen oder aufrechterhalten, sollen in
Übereinstimmung mit den Bestimmungen
der vereinbarten Auslegungen des Arti-
kels 13 ausreichende Information über die
regionale Situation, die zu diesen Beihilfe-
maßnahmen geführt hat, beistellen.

c) Folgende Beihilfemaßnahmen werden als
nicht in Übereinstimmung mit der Konvention
betrachtet:
— Beihilfen gemäß Absatz (d) (vi) der verein-

barten Auslegung, soweit sie den Fische-
reisektor betreffen;

— Beihilfen gemäß Abs. (d) (viii) der verein-
barten Auslegung, sofern die Fischerei
davon betroffen ist.

Lissabon-Übereinkommen betreffend Artikel 14

Das Lissabon-Übereinkommen (EFTA/
C.SR 38/66) soll ab 1. Juli 1992 durch folgenden
Text ergänzt werden:

Systeme differenzierter Verkaufspreise dürfen
nicht so angewendet werden, daß sie Händler
anderer Mitgliedstaaten diskriminieren.

Bergen-Übereinkommen betreffend Artikel 16

Abs. 30 des Bergen-Übereinkommens (EFTA/
C.SR 20/66) wird durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

Es wurde vereinbart, den Begriff „wirtschaftliche
Produktionsbetriebe", auf den in obigem Abs. 25 (c)
Bezug genommen wird, so zu verstehen, daß dieser
sich nicht auf Fischerboote und Schiffe, die geeignet
sind, Fische weiterzuverarbeiten, erstreckt.

Vranitzky
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406.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER ITALIENISCHEN
REPUBLIK ÜBER DIE WECHSELSEI-
TIGE AMTSHILFE IN KRAFTFAHRAN-

GELEGENHEITEN

Die Republik Österreich und die Italienische
Republik, von dem Wunsche geleitet, die wechsel-
seitige Amtshilfe in Kraftfahrangelegenheiten zu
regeln, haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Die Vertragsstaaten leisten einander Amts-
hilfe in Verwaltungsangelegenheiten auf dem
Gebiete der Kraftfahrangelegenheiten, ausgenom-
men jedoch Strafsachen.

(2) Amtshilfe wird nicht geleistet, wenn nach
Auffassung des ersuchten Staates die Erledigung
des Ersuchens geeignet wäre, die Souveränität, die
Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder andere
wesentliche Interessen des ersuchten Staates zu
beeinträchtigen oder verfassungsmäßig gewährlei-
stete Rechte zu verletzen.

(3) Steht der Amtshilfe ein Hinderungsgrund im
Sinne des Absatzes 2 entgegen, so hat die ersuchte
Behörde die ersuchende Behörde davon unter
Angabe der Gründe zu verständigen.

Artikel 2

(1) Jeder Vertragsstaat kann behördliche Schrift-
stücke in einem Verfahren betreffend zugelassene
Fahrzeuge oder Besitzer einer Lenkerberechtigung
im Gebiet des anderen Vertragsstaates durch die
Post unter Verwendung von eingeschriebenen
Rückscheinbriefen übermitteln.

(2) Erforderlichenfalls stellt jeder Vertragsstaat
solche Schriftstücke auf Ersuchen des anderen Ver-
tragsstaates auf seinem Staatsgebiet zu. Die Zustel-
lung erfolgt dann nach den am Zustellungsort gel-
tenden Vorschriften. Der ersuchte Vertragsstaat
verständigt den ersuchenden Vertragsstaat über die
erfolgte Durchführung der Zustellung.

Artikel 3

(1) Bescheide der Behörden eines Vertragsstaates
über die vorübergehende oder endgültige Aufhe-
bung der Gültigkeit von Zulassungsscheinen wer-
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den vom anderen Vertragsstaat auf Ersuchen auf
seinem Staatsgebiet vollstreckt; solche Bescheide
sind hinsichtlich der Vollstreckung Bescheiden von
Behörden des ersuchten Vertragsstaates gleichge-
stellt.

(2) Im Zuge der Vollstreckung zieht der ersuchte
Vertragsstaat den Zulassungsschein ein und über-
mittelt ihn dem ersuchenden Vertragsstaat, wobei
die Kennzeichentafeln, falls darum ersucht wurde,
vernichtet werden.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß auch für
die Bewilligung zur Durchführung von Probefahr-
ten oder von Überstellungsfahrten und die dazuge-
hörigen Kennzeichentafeln.

Artikel 4

Wird ein Fahrzeug, das bereits von einem Ver-
tragsstaat zum Verkehr zugelassen ist, vom ande-
ren Vertragsstaat zugelassen, so gilt das Fahrzeug
hinsichtlich seiner früheren Zulassung als abgemel-
det. Die Behörde des anderen Vertragsstaates ver-
fährt nach Art. 3 Abs. 2 und 3 und teilt dem Ver-
tragsstaat, der das Fahrzeug früher zugelassen hat,
den Namen und die Anschrift des Zulassungsbesit-
zers sowie das von ihr zugewiesene Kennzeichen
mit; in gleicher Weise wird verfahren, wenn die
Zulassung im Zeitpunkt der Antragstellung um
Zulassung im Vertragsstaat, in dessen Staatsgebiet
das Kraftfahrzeug verbracht wurde, nicht mehr
aufrecht ist.

Artikel 5

(1) Bescheide von Verwaltungsbehörden eines
Vertragsstaates über die vorübergehende oder end-
gültige Entziehung der Lenkerberechtigung wer-
den vom anderen Vertragsstaat auf Ersuchen auf
seinem Staatsgebiet vollstreckt; solche Bescheide
sind hinsichtlich der Vollstreckung Bescheiden von
Behörden des ersuchten Vertragsstaates gleichge-
stellt.

(2) Im Zuge der Vollstreckung zieht der ersuchte
Vertragsstaat den Führerschein ein und übermittelt
ihn dem ersuchenden Vertragsstaat.

Artikel 6

Ein Vertragsstaat, der auf Grund einer Lenker-
berechtigung des anderen Vertragsstaates eine Len-
kerberechtigung erteilt, zieht den Führerschein ein
und übermittelt ihn unter Mitteilung des erfolgten
Austausches dem anderen Vertragsstaat.

Artikel 7

Wird das Recht, von einem im anderen Vertrags-
staat ausgestellten Führerschein im eigenen Staats-
gebiet Gebrauch zu machen, aberkannt, so teilt der
aberkennende Vertragsstaat dies dem anderen Ver-
tragsstaat mit einer Darstellung des Sachverhaltes
mit.



2890 161. Stück — Ausgegeben am 12. Juli 1990 — Nr. 406

Artikel 8

(1) Die Behörden der Vertragsstaaten erteilen
einander auf Ersuchen Auskunft über zugelassene
Fahrzeuge und Besitzer von Lenkerberechtigungen.
Private Personen und sonstige Rechtsträger können
bei der zuständigen Behörde, in deren Wirkungsbe-
reich sie ihren ordentlichen Wohnsitz oder ihren
Aufenthalt bzw. ihren Sitz haben, die Einholung
einer derartigen Auskunft vom anderen Vertrags-
staat beantragen, wenn sie ein berücksichtigungs-
würdiges Interesse an der Auskunftserteilung
haben.

(2) Im Hinblick auf die Erteilung, die vorüberge-
hende oder endgültige Entziehung einer Lenkerbe-
rechtigung erteilen die Vertragsstaaten einander
auf Ersuchen Auskunft über die Aufzeichnungen in
den für Lenkerberechtigungen bestehenden Nach-
weisen.

(3) Ersuchen gemäß den Abs. 1 und 2 können
nur von Behörden gestellt werden. Die Auskünfte,
die die Behörden des einen Vertragsstaates erteilen,
unterliegen im anderen Vertragsstaat den inner-
staatlichen Vorschriften über die Amtsverschwie-
genheit.

Artikel 9

(1) Ersuchen gemäß den Art. 2, 3 und 5 haben
den Gegenstand und den Grund des Ersuchens zu
bezeichnen und alle Angaben zu enthalten, die für
die Erfüllung des Ersuchens notwendig sind, wie
insbesondere eine kurze Darstellung des ihm
zugrunde liegenden Sachverhaltes.

(2) Einem Ersuchen gemäß Art. 2 wird nur ent-
sprochen, wenn darin der Aufenthaltsort bzw. Sitz
des Empfängers der Schriftstücke bezeichnet ist.

(3) Einem Ersuchen gemäß Art. 3 wird nur ent-
sprochen, wenn darin der Ort im ersuchten Ver-
tragsstaat bezeichnet ist, an dem der Zulassungsbe-
sitzer seinen Aufenthalt bzw. Sitz hat oder an dem
sich das betreffende Fahrzeug befindet. Einem sol-
chen Ersuchen ist eine Ausfertigung des Bescheides
beizufügen.

(4) Einem Ersuchen gemäß Art. 5 wird nur ent-
sprochen, wenn darin der Aufenthaltsort des Besit-
zers oder gegebenenfalls des Verwahrers des Füh-
rerscheines bezeichnet ist. Einem solchen Ersuchen
ist eine Ausfertigung des Bescheides beizufügen.

(5) Reichen die Angaben eines Ersuchens zu sei-
ner Erfüllung nicht aus oder kann dem Ersuchen
wegen tatsächlicher Undurchführbarkeit oder
wegen Fehlens einer der Erfordernisse der Abs. 2
bis 4 nicht entsprochen werden, so hat dies die
ersuchte Behörde der ersuchenden Behörde mitzu-
teilen. In diesem Fall sind der ersuchenden Behörde
erforderlichenfalls alle der ersuchten Behörde
bekannten Umstände mitzuteilen, die für die Wei-
terführung der Sache von Bedeutung sein könnten,
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es sei denn, es stünde dem ein Hinderungsgrund
des Art. 1 Abs. 2 entgegen. Einem Ersuchen, in dem
lediglich der Aufenthaltsort bzw. der Sitz des
betroffenen Rechtsträgers nicht bezeichnet ist, wird
trotzdem entsprochen, wenn einer dieser Orte dem
ersuchten Vertragsstaat bekannt ist.

(6) Die Behörden der Vertragsstaaten vereinba-
ren ein zweisprachiges Formular, das bei der
Anwendung dieses Vertrages in der Regel zu ver-
wenden ist.

Artikel 10

(1) Ersuchen an die Republik Österreich gemäß
den Art. 2, 3, 5 und 8 Abs. 1 erster Satz sind schrift-
lich an die örtlich zuständige Kraftfahrbehörde
erster Instanz zu richten. Ersuchen an die Italieni-
sche Republik gemäß den Art. 2, 3, 5 sind an die
örtlich zuständige Präfektur zu richten; gemäß
dem Art. 8 Abs. 1, erster Satz an das italienische
Verkehrsministerium, Generaldirektion für Kraft-
fahrangelegenheiten, Rechenzentrum.

(2) Die im Art. 4 vorgesehenen Mitteilungen und
Übersendungen erfolgen an die Behörde, die als
letzte für das Fahrzeug einen Zulassungsschein aus-
gestellt hat.

(3) Die in den Art. 6 und 7 vorgesehenen Mittei-
lungen und Übersendungen erfolgen in Österreich
an die Behörde, die die betreffende Lenkerberechti-
gung erteilt hat, in Italien an das im Abs. 1
erwähnte Rechenzentrum.

(4) Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplo-
matischem Weg die Bezeichnung und Anschrift der
gemäß den Abs. 1 bis 3 zuständigen Behörden
sowie allfällige Änderungen mit.

(5) Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplo-
matischem Weg die Bezeichnung und Anschrift der
Behörden, an die die Ersuchen gemäß Art. 8 Abs. 2
schriftlich zu richten sind, sowie allfällige Änderun-
gen mit.

Artikel 11

Die Vertragsstaaten verzichten auf den Ersatz
der ihnen im Zusammenhang mit der Anwendung
dieses Vertrages in ihrem Gebiet erwachsenden
Kosten.

Artikel 12

(1) Dieser Vertrag tritt mit dem ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt,
in dem die Vertragsstaaten einander durch Noten-
wechsel mitteilen, daß die jeweiligen verfassungs-
rechtlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten
des Vertrages erfüllt sind.

(2) Dieser Vertrag bleibt in Kraft, solange ihn
nicht einer der beiden Vertragsstaaten schriftlich
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auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer
sechsmonatigen Kündigungsfrist kündigt. Er wird
sodann am Ende des Kalenderjahres, in dem die
Kündigungsfrist ausläuft, außer Kraft treten.

Geschehen zu Rom, am 27. Mai 1988 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und italienischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:
Thomas Klestil

Für die Italienische Republik:
Gianni Manzolini

Die Mitteilungen gemäß Art. 12 Abs. 1 des Vertrages wurden am 23. April 1990 bzw. am 29. Mai
1990 abgegeben; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 12 Abs. 1 mit 1. August 1990 in Kraft.

Vranitzky

407.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Abgabe der nachstehenden Erklärung wird genehmigt.

Erklärung über die Zurückziehung der österreichischen Vorbehalte zu Artikel 6 Absatz 3 und
Artikel 17 Absatz 1 des Europäischen Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstrek-
kung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorge-

rechts

(Übersetzung)

ERKLÄRUNG

Die von der Republik Österreich zu Artikel 6
Absatz 3 und Artikel 17 Absatz 1 des Europäischen
Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen über das Sorgerecht
für Kinder und die Wiederherstellung des Sorge-
rechts *) erklärten Vorbehalte werden zurückgezo-
gen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 321/1985

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Erklärung
wurde am 30. Mai 1990 dem Generalsekretär des Europarates übermittelt.

Vranitzky


